[image: Ein Bild, das Text, ClipArt, Schild enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]

Prüfung bestehender Betriebsvereinbarungen: 
Checkliste zur Vorgehensweise des Betriebsrats  

	To-do´s
	Vorgehensweise des Betriebsrats
	ok

	Erkundigen Sie sich über aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts.
	Informationen erhalten Sie
· durch Lektüre von Fachzeitschriften (z.B. der AiB – Arbeitsrecht im Betrieb),
· durch regelmäßigen Besuch von Betriebsratsseminaren (z.B. über aktuelle Rechtsprechung), 
· durch Kontakt mit den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften, diese informieren i.d.R. gern über aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts.
· Wenn Sie als Betriebsrat regelmäßig mit einem Rechtsanwalt zusammenarbeiten, wird dieser Sie sicher auch gern über aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts auf dem Laufenden halten, ohne diese Bemühungen gleich in Rechnung zu stellen.
· durch eigene Recherchen, z.B. im Internet oder in der Fachliteratur:
a) Sie finden Hinweise auf die aktuelle Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts z.B. unter www.bundesarbeitsgericht.de. Dort finden Sie insbesondere auch die Pressemitteilungen des BAG, die so aufbereitet sind, dass der wesentliche Inhalt neuer Entscheidungen allgemein verständlich dargestellt wird.
b) Der Herausgeber dieses Werks informiert auf seiner eigenen Internetseite ebenfalls regelmäßig über aktuelle Rechtsprechung und Gesetzesänderungen unter www.kanzlei-hessling.de. 
c) Zumindest ein stets aktueller Kommentar zum BetrVG sollte dem Betriebsrat zur Verfügung stehen. Eine interessante Alternative zum „Fitting“, der „Bibel“ des Betriebsverfassungsrechts, ist der „Linnartz“ von WEKA MEDIA (www.weka.de), dessen Vorzug darin besteht, dass er allgemein verständlicher geschrieben ist als der „Fitting“.
· Der Herausgeber dieses Werks ist stets bemüht, Änderungen im Bereich des Arbeitsrechts, soweit sie Auswirkungen auf die hier vorgestellten Musterbetriebsvereinbarungen haben können, schnellstmöglich einzuarbeiten.
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	Vergleichen Sie die in Ihren Betriebsvereinbarungen getroffenen Regelungen mit der aktuellen Rechtslage. 
	Ist die aktuelle Rechtslage günstiger als die Regelung in der Betriebsvereinbarung, besteht Regelungsbedarf für den Betriebsrat.
	|_|


	Erstellen Sie einen neuen Entwurf der Betriebsvereinbarung. 
	Hierbei können Sie sich vielfach schon an den hier vorgestellten Betriebsvereinbarungen orientieren. Sollte eine aktuelle Rechtsänderung dort (noch) nicht eingearbeitet sein, ist Ihnen der Herausgeber für einen Hinweis dankbar und wird Ihnen gern zeitnah einen solchen Entwurf erstellen.
	|_|


	Stellen Sie fest, mit welcher Kündigungsfrist die Betriebsvereinbarung kündbar ist. 
	Die gesetzliche Kündigungsfrist beträgt nach § 77 Abs. 5 BetrVG drei Monate. Vielfach werden in Betriebsvereinbarungen andere Kündigungsfristen vereinbart. Auch in den hier vorgestellten Musterbetriebsvereinbarungen finden sich überwiegend modifizierte Kündigungsfristen.
	|_|


	Stellen Sie fest, ob die Betriebsvereinbarung über das Ende der Kündigungsfrist hinaus nachwirkt. 

	Eine gesetzliche Nachwirkung (§ 77 Abs. 6 BetrVG) gilt nur für Betriebsvereinbarungen, insofern ein Regelungsgegenstand der erzwingbaren Mitbestimmung unterliegt, also ggf. der Spruch der Einigungsstelle die Einigung der Betriebsparteien ersetzen könnte. 
Liegen Regelungsgegenstände vor, die nur der freiwilligen Mitbestimmung unterliegen, so gibt es keine gesetzliche Nachwirkung. Hier kann aber u.U. eine Nachwirkung in der Betriebsvereinbarung vereinbart sein (ein kleiner Tipp: Das finden Sie in Betriebsvereinbarungen meistens ziemlich weit hinten unter „Schlussbestimmungen“, „Kündigung der Betriebsvereinbarung“ etc.). 
Regelt eine Betriebsvereinbarung sowohl Regelungsgegenstände, die der erzwingbaren wie auch der freiwilligen Mitbestimmung unterliegen, so kann es durchaus sein, dass nach Ablauf der Kündigungsfrist nur die Teile der Betriebsvereinbarung nachwirken, die der erzwingbaren Mitbestimmung unterliegen, nicht aber auch die Teile, die nur der freiwilligen Mitbestimmung unterliegen. Um diese meist unschöne Situation zu verhindern, enthalten die meisten hier vorgestellten Musterbetriebsvereinbarungen eine Regelung, die den Gleichlauf der Nachwirkung für alle Teile einer Betriebsvereinbarung bewirken sollen, egal, ob sie der freiwilligen oder der erzwingbaren Mitbestimmung unterliegen. Eine solche Regelung lautet z.B.: „Im Falle ihrer Kündigung wirkt die Betriebsvereinbarung in allen ihren Teilen bis zum Abschluss einer sie ersetzenden Regelung nach.“
	|_|


	Nehmen Sie erste Verhandlungen mit dem Arbeitgeber auf. 
	Kommt eine Einigung zustande, so können Sie eine Änderungsvereinbarung schließen.
Sollten Sie feststellen, dass die Betriebsvereinbarung nicht oder nicht in allen Teilen nachwirkt, sollten Sie von dem Moment der Kündigung an keine Zeit verlieren und die Verhandlungen über den Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung zügig führen. Erhöhen Sie etwa durch Zustimmungsverweigerung an anderer Stelle den Druck auf den Arbeitgeber (denken Sie an Kopplungsgeschäfte).
Eine Änderungsvereinbarung (also eine neue Betriebsvereinbarung) setzt stets den Einigungswillen beider Betriebsparteien voraus. Weigert sich eine Seite, bleibt der anderen Seite nur die Möglichkeit der Kündigung der Betriebsvereinbarung.
	|_|


	Können sich die Betriebsparteien über eine einvernehmliche Änderung der Betriebsvereinbarung nicht einigen, kündigen Sie die Betriebsvereinbarung rechtzeitig (Kündigungsfristen unbedingt beachten).
	Es empfiehlt sich immer, die Kündigung schriftlich zu erklären. Bitte beachten Sie, dass der Betriebsrat über die Kündigung der Betriebsvereinbarung stets einen Beschluss fassen muss. Die Beschlussfassung muss also ordnungsgemäß in der Tagesordnung zur Betriebsratssitzung enthalten sein, der Betriebsrat muss ordnungsgemäß besetzt und beschlussfähig gewesen sein. Ein Beschluss des Betriebsrats könnte z.B. lauten: „Der Betriebsrat beschließt, die Betriebsvereinbarung über die Regelung der betrieblichen Arbeitszeit vom 1.3.1981 zum nächstmöglichen Termin zu kündigen.“
Daraufhin muss dem Arbeitgeber gegenüber die Kündigung ausgesprochen werden. Das Kündigungsschreiben könnte z.B. lauten: „Sehr geehrte Damen und Herren, hiermit kündigen wir die Betriebsvereinbarung über die Regelung der betrieblichen Arbeitszeit vom 1.3.1981 zum nächstmöglichen Termin, dies dürfte der 30.09.2011 sein. Zugleich fordern wir Sie auf, mit dem Betriebsrat Verhandlungen über eine neue Betriebsvereinbarung zu diesem Regelungsgegenstand zu führen …“
Achtung: Bitte beachten Sie, dass die Kündigungsfrist erst zu laufen beginnt, wenn die Kündigung dem Arbeitgeber zugegangen, also in seinen „Machtbereich“ gelangt ist. Sorgen Sie am besten dafür, dass Sie den Zugang der Kündigung beweisen können, etwa indem Sie sich den Empfang vom Arbeitgeber quittieren lassen oder indem Sie dafür sorgen, dass Sie für die Tatsache der Übergabe des Kündigungsschreibens einen zuverlässigen Zeugen haben.
	|_|
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